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Die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs auch beim Bundesverfassungsgericht ist 

überfällig und wird begrüßt. Ausdrückliche Zustimmung findet im Sinne der Vereinheitlichung 

die Orientierung an den bereits für die ordentliche Gerichtsbarkeit und die 

Fachgerichtsbarkeit bestehenden Regelungen.  

 

1. Erfordernis eines zügigen Übergangs zur elektronischen Aktenführung 

 

Die Neuregelungen im Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) zum elektronischen 

Rechtsverkehr und zur elektronischen Aktenführung entsprechen den §§ 130a, 130b, 130d, 

298 und 298a ZPO und den inhaltsgleichen Normen in den Fachgerichtsgesetzen. Da von 

Rechtsanwält:innen, Notar:innen und Behörden bereits seit dem 1.1.2022 obligatorisch 

verlangt wird, dass sie ihre Kommunikation mit der Justiz weitestgehend elektronisch führen, 

ist es nicht weiter darstellbar, dass beim Bundesverfassungsgericht bisher nicht einmal die 

Möglichkeit zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs besteht. 

 

Die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs mit dem Bundesverfassungsgericht kann 

indes nur der erste Schritt sein. Dringend geboten ist es, dass zeitnah zur Einführung des 

elektronischen Rechtsverkehrs auch die elektronische Aktenführung folgt. Andernfalls 

wiederholt sich der in der Justiz im Übrigen anzutreffende Konstruktionsfehler, dass sich mit 

der Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs lediglich der Ort ändert, an dem die 

Posteingänge ausgedruckt werden. In der ordentlichen Gerichtsbarkeit und bei den 

Fachgerichten dauert diese Übergangsphase deutlich zu lang, weil die Einführung der 

elektronischen Akte uneinheitlich stattfindet und vielerorts auf sich warten lässt. Es besteht 
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zwar eine gesetzliche Umsetzungsfrist bis zum 1.1.2026.1 Bisher kann indes nicht von einer 

flächendeckenden elektronischen Aktenführung die Rede sein, insbesondere nicht in der 

ordentlichen Gerichtsbarkeit. Es ist überdies äußerst zweifelhaft, ob es flächendeckend 

gelingen wird, bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist tatsächlich die Umstellung umfassend zu 

bewirken. Ein ähnlich langer Übergang sollte beim Bundesverfassungsgericht vermieden 

werden, wobei damit ausdrücklich kein Argument dafür begründet werden soll, die 

Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs zeitlich zu verschieben, sondern vielmehr 

dafür Position bezogen wird, die Einführung der elektronischen Aktenführung zu forcieren. 

 

2. Rechtsprechungsdivergenzen der Obergerichte bei der Auslegung des bisherigen 

Normenbestandes zum elektronischen Rechtsverkehr mit der Justiz 

 

Im Sinne der Vereinheitlichung wird es als zweckmäßig angesehen, dass die für das 

BVerfGG zu schaffenden Regelungen denen folgen, die bereits für die ordentliche 

Gerichtsbarkeit und die Fachgerichte gelten. Bei deren Auslegung haben sich jedoch in der 

Rechtsprechung der Obergerichte Divergenzen ergeben. Insbesondere der 

Bundesgerichtshof und das Bundesarbeitsgericht sind zu inhaltlich abweichenden 

Entscheidungen gelangt.2 Die obersten Gerichtshöfe sind in entsprechenden Fällen zur 

Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung gemäß Art. 95 Abs. 3 GG gehalten, 

Entscheidungen des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

herbeizuführen. Dazu ist es bisher nicht gekommen. Da die geplante Änderung erkennbar 

die Absicht weiterverfolgt, einheitliche Regelungen für die gesamte Justiz zu schaffen, wäre 

es zielführend für die Rechtssicherheit, wenn der Gesetzgeber bei der ohnehin 

stattfindenden Befassung mit den Regelungen zum elektronischen Rechtsverkehr die 

Streitfragen in den Blick nähme und diese nach Möglichkeit durch legislative Vorgaben 

beseitigt. Ein gelungenes Beispiel ist insoweit die Neufassung des § 130a ZPO und der 

Elektronischen-Rechtsverkehrs-Verordnung (ERVV) bezüglich der durch die 

Rechtsprechung uneinheitlich beantworteten Frage, ob die Verwendung eines nicht 

vorgesehenen Dateiformats die Formunwirksamkeit des Eingangs im Wege des 

elektronischen Rechtsverkehrs begründet. Zur bis zum 31.12.2021 geltenden Rechtslage hat 

das Bundesarbeitsgericht diese Frage zumindest bei elektronischer Aktenführung bejaht.3 

Der Bundesgerichtshof hat abweichend eine Formunwirksamkeit bei der Verwendung nicht 

vorgesehener Dateiformate verneint, „wenn das Gericht das elektronische Dokument 

gleichwohl bearbeiten kann“.4 Mit der Neufassung des § 130a ZPO sowie der 

entsprechenden Vorschriften in den Fachgerichtsordnungen5 und der gleichzeitigen 

Neufassung der §§ 2 und 5 ERVV mit Wirkung zum 1.1.2022 hat der Gesetzgeber 

klargestellt, dass Formunwirksamkeit nur dann eintreten soll, wenn der Verstoß dazu führt, 

dass im konkreten Fall eine Bearbeitung durch das Gericht nicht möglich ist. Rein formale 

Verstöße gegen die ERVV sollen dann nicht zur Formunwirksamkeit des Eingangs führen, 

wenn das Gericht das elektronische Dokument gleichwohl bearbeiten kann. Im 

Gesetzgebungsverfahren wurde Bezug darauf genommen, dass die Auslegung der 

betreffenden Normen bisher streitig war und sodann als Ziel formuliert, dass durch die 

sprachliche Neufassung der Verordnungsermächtigung § 130a Abs. 2 S. 2 ZPO sowie der 

                                                           
1
 Art. 33 Abs. 6 des Gesetzes zur Einführung einer elektronischen Akte in der Justiz vom 05.06.2017, BGBl. I 

S. 2229. 
2
 exemplarische Darstellung bei Bader, BAG versus BGH im elektronischen Rechtsverkehr – andere 

Verkehrsregeln in Erfurt als in Karlsruhe?, in: NZA 2003, 403. 
3
 Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 25.8.2022 - 6 AZR 499/21 -. 

4
 Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 19.10.2022 - 1 StR 262/22 -. 

5
 Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten vom 5.10.2021, BGBl. I S. 4607 f. 
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§§ 2 und 5 ERVV Rechtssicherheit über die Anforderungen an elektronische Dokumente 

geschaffen werden soll.6 Daran anknüpfend ließe sich ein deutlich über die Schaffung der 

gesetzlichen Grundlagen für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem 

Bundesverfassungsgericht hinausgehender Mehrwert begründen, wenn die Änderung des 

BVerfGG dazu genutzt würde, streitige Auslegungsfragen zwischen den obersten 

Gerichtshöfen zu den bereits für die ordentliche Gerichtsbarkeit und den Fachgerichten 

inhaltsgleich bestehenden Regelungen legislativ auszuräumen. 

 

3. Kosten 

 

Bezüglich der Kosten fällt positiv auf, dass durch Personalmehrbedarf begründeter Aufwand 

in der Begründung bei den Gesetzesfolgen ausdrücklich Erwähnung findet. Die Erfahrung 

der Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs in der ordentlichen Gerichtsbarkeit und 

den Fachgerichten zeigt, dass dessen störungsfreie Gewährleistung sowohl auf der Ebene 

der Betreuung der Technik zusätzliches qualifiziertes Fachpersonal erfordert als auch bis zur 

Einführung der elektronischen Aktenführung für die Bewältigung des Druckvolumens und 

dessen Verteilung auf die Gerichtsabteilungen und nach Einführung der elektronischen 

Aktenführung für das Scannen analoger Eingänge. 

 

Die „informationstechnischen Systeme zur elektronischen Kommunikation“, deren 

Einrichtung und Betrieb bei den Kosten gleichfalls berücksichtigt werden, sind bis zur 

Einführung der elektronischen Aktenführung im Wesentlichen Drucker. Deren Anschaffung, 

Wartung und vor allem der Papieraufwand dürfte die veranschlagten Kosten nach den 

bisherigen Erfahrungen deutlich übersteigen. Insbesondere Papier ist durch 

Preissteigerungen zu einem erheblichen Faktor geworden. 

 

Soweit die Umstellung auf die elektronische Aktenführung erfolgt, verlagert sich der Aufwand 

lediglich. Elektronische Eingänge müssen dann zwar nicht mehr ausgedruckt werden, aber 

analoge Eingänge nichtanwaltlicher Einsender müssen sodann gescannt werden. Die Kosten 

für die Anschaffung und Einrichtung der informationstechnischen Systeme zur elektronischen 

Kommunikation dürften daher entgegen den Ausführungen in der Begründung nicht nur 

„einmalig“ anfallen. 

 

4. Nachhaltigkeit 

 

Nachhaltig ist die geplante Gesetzesänderung insbesondere für diejenigen, die im Kontakt 

mit der Justiz bereits einer Nutzungspflicht unterliegen. Die Kommunikation wird 

vereinheitlicht. Die bereits vorhandene Infrastruktur kann auch im Kontakt mit dem 

Bundesverfassungsgericht genutzt werden. Zur Verbesserung der Nachhaltigkeit der 

justizinternen Kommunikation sollte erwogen werden, die Pflicht zur Nutzung des 

elektronischen Rechtsverkehrs bei der Kommunikation mit dem Bundesverfassungsgericht 

auf die gesamte ordentliche Gerichtsbarkeit und die Fachgerichtsbarkeit zu erstrecken. 

Ferner muss sichergestellt werden, dass den bereits digitalisierten Gerichten der Weg zur 

                                                           
6
 BT-Drs. 19/28399, S. 33. 
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elektronischen Übergabe ihrer Verfahrensakten an das Bundesverfassungsgericht 

offensteht, dies insbesondere auch dann, wenn die Weitergabe im elektronischen 

Rechtsverkehr durch die Größenbeschränkungen im EGVP-System beschränkt ist. 

 

Im Übrigen wird zur Nachhaltigkeit nur oberflächlich erklärt, dass der Entwurf im Einklang mit 

der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie stehe, die der Umsetzung der Agenda 2030 für 

nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen diene. In sozialer Hinsicht erfordert 

Nachhaltigkeit beim elektronischen Rechtsverkehr, dass der Zugang der Bürger:innen zu 

sicheren Kommunikationswegen verbessert wird. Überfällig ist hierzu, dass die nach dem 

Onlinezugangsgesetz geplanten kostenfreien Postfächer alsbald zur Verfügung stehen. 

 

In ökologischer Hinsicht begründet der elektronische Rechtsverkehr ohne elektronische Akte 

keinen Vorteil. Der Aufwand des Ausdruckens der Eingänge beim Gericht einschließlich der 

teilweise umfangreichen Transferdokumente verlagert sich lediglich örtlich vom Einsender 

zum Empfänger. Hinzu kommt der Energieaufwand für die Übermittlung und Speicherung. 

Unter dem Gesichtspunkt ökologischer Nachhaltigkeit ist der elektronische Rechtsverkehr 

ohne elektronische Aktenführung mithin kein Vorteil. In welchem Umfang die elektronische 

Aktenführung Ressourcen in Anspruch nimmt, bedürfte der genaueren Darstellung. 

Zumindest bei der Umsetzung gilt es diese Perspektive zu beachten. Im Sinne der 

Erreichung selbstgesetzter Ziele bedarf es der Erarbeitung nachhaltiger Nutzungskonzepte 

für die im Einsatz befindliche Technik, dies sowohl hinsichtlich der Beschaffung und Wartung 

als auch hinsichtlich des konkreten Einsatzes, um materialschonend und energieeffizient zu 

arbeiten. Dahingehende strategische Planungen sind bisher nicht erkennbar. Die 

Justizverwaltungen sind vielmehr umfassend damit gefordert und angesichts des 

schleppenden Fortschritts offenbar überfordert, die elektronische Aktenführung 

flächendeckend zu organisieren. 

 


